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1. Aufgabenstellung und methodischer Ansatz 

1.1. Einkommensgesamtrechnung nach östlichem und westlichem Konzept 

Die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung in Planwirtschaften östlicher Prägung unterscheidet sich in einigen 
wesentlichen Punkten von den marktwirtschaftlich  orientierten Volkswirtschaften im Westen. Das östliche 
System erfaßt weniger Tätigkeiten, weil der Produktionsbegriff  enger gefaßt ist. Während in der westlichen 
Gesamtrechnung prinzipiell alle wirtschaftlichen Vorgänge nachgewiesen werden, gehen im Osten lediglich die 
in der materiellen Produktion geschaffenen  Werte in die Rechnung ein. Dienstleistungen werden nur soweit 
berücksichtigt, als sie Vorleistungen für die materielle Produktion darstellen. Die übrigen Dienstleistungen (z.B. 
staatliche Verwaltung, Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesen) bleiben außer Ansatz1. Nach marxistisch-
leninistischer Lehre ist das der nichtproduzierende Bereich, in dem keine Werte geschaffen  werden; die Not-
wendigkeit dieser Leistungen ist aber auch nach östlicher Auffassung  unbestritten. 

1.1.1. Einkommensgesamtrechnung nach östlichem Konzept 

,,Die östliche Sozialproduktrechnung geht vom gesellschaftlichen Gesamtprodukt, d.h. der Summe aller pro-
duzierten materiellen Güter aus." Von diesem Bruttoprodukt werden die in der materiellen Produktion 
erstellten Vorleistungen („Produktionsverbrauch") und die Abschreibungen abgezogen, um zum „Nettopro-
dukt" zu gelangen. Dieses Nettoprodukt ist grundsätzlich mit dem „Nationaleinkommen" identisch2 und ist die 
Hauptkennziffer  der östlichen volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, in ihrer Bedeutung für die Wirtschaftspoli-
tik und für wissenschaftliche Untersuchungen vergleichbar dem Bruttosozialprodukt im Westen, wenn auch mit 
ganz anderem Begriffsinhalt" 3. 

Das von den produktiv Tätigen erzeugte Nationaleinkommen teilt sich nach der marxistischen Auffassung  in 
allen entwickelten Wirtschaftssystemen in „notwendiges Produkt" und „Mehrprodukt". Die Erwerbstätigen 
schaffen  während der Arbeitszeit Werte (Konsumgüter), die sie zur Reproduktion ihrer Arbeitskraft  brauchen. 
Dazu wird aber nicht die gesamte Arbeitszeit benötigt; zusätzlich entsteht das Mehrprodukt. 

In den vorsozialistischen Wirtschaftssystemen reduziert sich das notwendige Produkt darauf,  die Erwerbstäti-
gen in die Lage zu versetzen, immer wieder am Produktionsprozeß teilzunehmen4. Das heißt aber nicht, daß 
den Arbeitnehmern lediglich das Existenzminimum zugebilligt wird der Umfang sog. notwendiger Bedürf-
nisse, wie die Art ihrer Befriedigung, selbst (ist) ein historisches Produkt und hängt daher größtenteils von der 
Kulturstufe eines Landes, unter anderem auch wesentlich davon ab, unter welchen Bedingungen, und daher 
mit welchen Gewohnheiten und Lebensansprüchen die Klasse der freien Arbeiter sich gebildet hat"5. 

Im Sozialismus besteht das notwendige Produkt aus dem Produkt zur (einfachen) Reproduktion der Arbeits-
kraft  plus dem Produkt, das über den notwendigen Verbrauch hinausgeht und für die „allseitige Entwicklung 
und Entfaltung der körperlichen und geistigen Fähigkeiten des Menschen"6 verwendet wird (erweiterte Repro-
duktion der Arbeitskraft).  Den Teil des notwendigen Produkts, den die Werktätigen als Äquivalent für ihre Arbeit 

* Die Zahlenangaben in den Literaturhinweisen beziehen sich auf die laufende Numerierung im Literaturverzeichnis* 
1 Vgl. Herbert Wilkens: Das Sozialprodukt der Deutschen Demokratischen Republik im Vergleich mit dem der Bundesrepu-

blik Deutschland. (106), S. 12 f. 
2 Unterschiede zwischen Nettoprodukt und Nationaleinkommen ergeben sich in der DDR dadurch, daß ein Teil der Produk-

tionsmittel subventioniert wird. Das Nettoprodukt ist also um diese Preisstützungen (im Statistischen Jahrbuch der DDR als 
„Verrechnungen" bezeichnet) zu hoch ausgewiesen: Nettoprodukt-Verrechnungen=Nationaleinkommen. — Vgl. Statisti-
sches Jahrbuch der DDR 1976. (243), S. 34 ff. 

3 Herbert Wilkens: Das Sozialprodukt... (106), S. 13. 
4 Vgl. Autorenkollektiv: Lehrbuch Politische Ökonomie — Sozialismus. (7), S. 148 f. 
5 Karl Marx: Das Kapital. Band I. (70), S. 179. 
6 Autorenkollektiv: Lehrbuch Politische Ökonomie — Sozialismus. (7), S. 149 

9 



erhalten, wird im Sozialismus als „Produkt für sich" bezeichnet. Es deckt nicht die gesamten Reproduktionsko-
sten der Arbeitskraft.  Einen Teil der Reproduktionskosten finanziert  der Staat (z.B. Bildungs- und Gesundheits-
wesen). 

Diese Auffassung  ist in der östlichen Literatur nicht unumstritten. Andere Autoren rechnen die gesamten 
Reproduktionskosten zum Produkt für sich7. Die praxisnahen Arbeiten folgen in der Regel der erstgenannten 
Abgrenzung, wobei trotz der dann bestehenden Unterschiede zwischen notwendigem Produkt und Produkt für 
sich häufig beide Begriffe  als gleichbedeutend verwendet werden. Da es bisher keine Methoden zur Bestim-
mung der Reproduktionskosten der Arbeitskraft 8 gibt, bedient man sich als Hilfsgröße der Arbeitseinkommen. 
Es wird unterstellt, daß die jeweilige Höhe der Einkommen gerade den notwendigen Aufwendungen für die 
Reproduktion der Arbeitskraft  in dieser (historischen) Entwicklungsphase entspricht9. Selbst wenn man dem 
zustimmt, bleibt die Annahme problematisch: 

— Es wird nicht das gesamte Arbeitseinkommen zur Reproduktion verwandt. Einige Einkommensteile werden 
nicht verbrauchswirksam (gesetzliche Abgaben, Ersparnis), andere werden für Dinge ausgegeben, die nicht 
der Reproduktion der Arbeitskraft  dienen. 

— Die Schwankungsbreite der Reproduktionsaufwendungen der Werktätigen dürfte nicht sehr groß sein. Das 
spiegelt sich jedoch nicht in der Höhe der Arbeitseinkommen wider; diese sind stärker differenziert.  Sieht 
man das durchschnittliche Arbeitseinkommen der Arbeiter und Angestellten als notwendige Aufwendungen 
für die Reproduktion der Arbeitskraft  an, dürfte von den Einkommen der besser verdienenden Gruppen (z.B. 
Mitglieder der Produktionsgenossenschaften des Handwerks oder der Landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaften Typ I) nur ein Teil in das notwendige Produkt eingehen. 

In den für Staat und Wirtschaft  der DDR verbindlichen Definitionen wurde, möglicherweise um diesen Schwie-
rigkeiten zu entgehen, ein weiterer Begriff  eingeführt:  „Individuell angeeignetes Produkt"10. In seiner 
Wertform 11 setzt es sich zusammen aus den 

— Löhnen (einschl. Lehrlingsentgelte), 

— Prämien (aus betrieblichen Mitteln), 

— Arbeitseinkommen der Genossenschaftsmitglieder und in beschränktem Umfange der Selbständigen, 

— Naturaleinkommen12 

der Erwerbstätigen in der produktiven Sphäre. 

Der zweite Teil des Nationaleinkommens — das Mehrprodukt — besteht im wesentlichen aus dem Gewinn 
der Betriebe, den sich die Eigentümer der Produktionsmittel aneignen. Im Kapitalismus ist das die „Ausbeuter-
klasse", im Sozialismus die Gesellschaft insgesamt, weil hier das Privateigentum an den Produktionsmitteln 
aufgehoben ist. Folgerichtig wird das Mehrprodukt im Sozialismus zum „Produkt für die Gesellschaft". Es ist 
das Gegenstück zum Produkt für sich. Die unterschiedlichen Meinungen, was dem Produkt für sich zuzurech-
nen ist, wirkt sich deshalb auch auf die Abgrenzung des Produkts für die Gesellschaft aus. Entweder wird darun-
ter das gesamte Mehrprodukt und ein Teil des notwendigen Produkts verstanden oder nur das Mehrprodukt. 
In der Praxis wird meistens der ersten Auffassung  gefolgt. Die Wertform des Produkts für die Gesellschaft 
bezeichnet man als „Reineinkommen der Gesellschaft". Es besteht aus 

— Gewinnen und 

— an das Finanzsystem abzuführenden Kostenbestandteilen (z.B. Steuern, Betriebsanteil zur Sozialversiche-
rung, Beiträge zur Sachversicherung usw.) der Betriebe in der materiellen Sphäre. 

7 Vgl. zur Diskussion notwendiges Produkt — Produkt für sich z.B. Autorenkollektiv: Lehrbuch Politische Ökonomie — Sozia-
lismus. (7), S. 154 f. — Autorenkollektiv: Nationaleinkommen im Sozialismus. (10), S. 204 f. — Klaus Manske: Untersuchungen 
zum Arbeitseinkommen der LPG-Mitglieder und Schlußfolgerungen für die prognostische Arbeit. (66), S. 12. 

8 Hier sind nur die Reproduktionskosten gemeint, die nicht vom Staat bzw. aus gesellschaftlichen Fonds gedeckt werden. 
9 Vgl. z.B. Klaus Manske: Untersuchungen zum Arbeitseinkommen der LPG-Mitglieder... (66), S. 49. 
1 0 Diese (unterstellte) Absicht wird allerdings nicht durchgehalten. Der verbleibende Teil des Nationaleinkommens (Nati-

onaleinkommen-Individuell angeeignetes Produkt) wird in den Definitionen als Mehrprodukt bezeichnet. Mit Mehrprodukt 
wird im Sozialismus sonst die Differenz  Nationaleinkommen-Produkt für sich bezeichnet. Daraus folgt: Individuell angeeig-
netes Produkt=Produkt für sich. 

1 1 In der Naturalform besteht es aus den Produkten, den die in der materiellen Produktion Beschäftigten für ihre Arbeit er-
halten. 

1 2 Vgl. Definitionen für Planung, Rechnungsführung und Statistik. (235), Ausgabe 1973, Teil 1, S. 25. 
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Abbildung 1 PRIMÄRE UND SEKUNDÄRE EINKOMMENSVERTEILUNG IN DER DDR 
(vereinfachte Darstellung) 

Primär-
V e r t e i l u n g 

Sekundär-
Vertei lung 

Der Staat sichert sich seinen Anteil am Reineinkommen der Gesellschaft, indem er Teile der Bruttogewinne 
der Betriebe und bestimmte Bestandteile der Selbstkosten für sich beansprucht. Das Reineinkommen der 
Gesellschaft zerfällt  also in das 

— zentralisierte Reineinkommen, 

— Reineinkommen der Betriebe. 

Den mit Abstand größten Anteil am zentralisierten Reineinkommen bilden die Abführungen der volkseigenen 
Wirtschaft 13. Die Formen, in denen der sozialistische Staat Teile des Reineinkommens zentralisiert, können in 
den einzelnen Abschnitten der ökonomischen Entwicklung wechseln. Bis 1983 wurden sie erhoben als 
Produktionsfonds- und Handelsfondsabgabe, Nettogewinnabführung, produktgebundene Abgaben, Sozialver-
sicherungsbeiträge (Betriebsanteil) u.ä. 1984 ist für die Industrie und 1985 für die Bauwirtschaft  eine Art Lohn-
summensteuer („Beiträge für gesellschaftliche Fonds") in Höhe von 70 vH der Lohn- und Gehaltssumme hinzu-
gekommen. 

Eigentümer der volkseigenen Wirtschaft  ist die Gesellschaft, repräsentiert durch den Staat. Die Abführungen 
an den Staatshaushalt sind nach herrschender Lehre deshalb mit keinem Eigentumswechsel des Reineinkom-
mens verbunden und stellen somit keine Umverteilung im Sinne der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung dar. 
Anders verhält es sich mit dem Reineinkommen, das in den Produktionsgenossenschaften und in den noch ver-
bliebenen selbständigen Betrieben entsteht. Die Produktionsmittel sind hier, zumindest juristisch, nicht ver-

1 3 Die Abführungen der volkseigenen Wirtschaft (einschl. Betriebsanteil der Sozialversicherungsbeiträge) hatten 1983 ein 
Volumen von über 125 Mrd. M, das sind zwei Drittel der Gesamteinnahmen des Staatshaushalts. Ihr Anteil am zentralisierten 
Reineinkommen liegt noch höher, weil der Staat auch Einnahmen hat, die nicht Reineinkommen sind (z.B. Lohnsteuer, Sozial-
versicherungsbeiträge der Arbeitnehmer). — Vgl. Statistisches Jahrbuch der DDR 1984. (243), S. 258. 
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